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Synopse Entwurf Sächsische Urlaubs-, Mutterschutz- und Elternzeitverordnung (SächsUrlMuEltVO) – aktuelle Fassungen VOen 
 

Aktuelle Fassungen SächsEltZVO, SächsMuSchuVO, SächsUrlVO Entwurf SächsUrlMuEltVO 

Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über den Urlaub der Beam-
ten und Richter im Freistaat Sachsen (Sächsische Urlaubsverordnung – 
SächsUrlVO)  

§ 1  
Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Beamte und Richter des Freistaates Sachsen sowie 
für die Beamten der Gemeinden, Landkreise und sonstigen der Aufsicht des 
Freistaates Sachsen unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. 

 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Diese Verordnung gilt für die Beamten und Richter des Freistaates Sachsen 
sowie für die Beamten der Gemeinden, Landkreise und sonstigen der Aufsicht 
des Freistaates Sachsen unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts. 
 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Vorschriften, nach denen für Beamte im 
Vorbereitungsdienst das Ausbildungsjahr als Urlaubsjahr gilt, bleiben unberührt. 
 
(2) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind alle Kalendertage, an denen 
der Beamte seinen Dienst zu versehen hat. Endet eine Dienstschicht nicht an 
dem Kalendertag, an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeitstag im Sinne des 
Satzes 1 der Kalendertag, an dem sie begonnen hat. Beginnen an einem Ka-
lendertag zwei Dienstschichten und endet die zweite Dienstschicht an einem 
anderen Kalendertag, gelten beide Kalendertage als Arbeitstage. 
 
(3) Wartezeit ist die Zeit von sechs Monaten nach Einstellung in den öffentli-
chen Dienst. 
 
(4) Nachtdienst ist der dienstplanmäßige Dienst zwischen 20 Uhr und 6 Uhr. 
 
(5) Mehrarbeit während der Schwangerschaft und der Stillzeit der Beamtin ist 
jede Dienstleistung, die über die festgesetzte regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit hinausgeht. 
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(6) Dienstbezüge im Sinne dieser Verordnung umfassen auch Anwärterbezüge. 
 
 
 

 § 3 
Zuständigkeit 

 
Für die Entscheidungen nach dieser Verordnung ist der Dienstvorgesetzte zu-
ständig, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
 

§ 2  
Urlaubsjahr und Dauer des Urlaubs 

(1) Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Maßgebend für die Dauer des Urlaubs ist das Lebensjahr, das der Beamte 
im Laufe des Urlaubsjahres vollendet. 

(3) Der Erholungsurlaub beträgt für Beamte, deren regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche verteilt ist, 

Nr. Alter Anspruch 

1. bis zum vollendetem 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage, 

2. bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage, 

3. ab vollendetem 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage. 

(4) Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so 
steht dem Beamten für dieses Urlaubsjahr ein Zwölftel des Erholungsurlaubs 
für jeden vollen Monat der Dienstzugehörigkeit zu. Endet das Beamtenverhält-
nis wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze in der ersten Hälfte des 
Urlaubsjahres, steht dem Beamten der Erholungsurlaub zur Hälfte zu; endet es 
aus diesem Grund in der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres, steht dem Beamten 
der Erholungsurlaub in vollem Umfang zu. Bruchteile von Urlaubstagen werden 

Abschnitt 2 
Urlaub 

 
§ 4 

Dauer des Urlaubs 
 

(1) Der Erholungsurlaub beträgt für Beamte, deren regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche verteilt ist, 30 Arbeitstage. 
 
(2) Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so 
steht dem Beamten für dieses Urlaubsjahr ein Zwölftel des Erholungsurlaubes 
für jeden vollen Monat der Dienstzugehörigkeit zu. Beamten steht der halbe 
Jahresurlaub zu, wenn sie in der ersten Hälfte des Urlaubsjahres, und der volle 
Jahresurlaub, wenn sie in der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres mit oder nach 
Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand treten. Bruchteile 
von Urlaubstagen werden einmal im Urlaubsjahr auf einen vollen Urlaubstag 
aufgerundet; mehrere Bruchteile werden zunächst zusammengerechnet. 
 
(3) Ist die regelmäßige Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr 
oder weniger als fünf Tage in der Kalenderwoche verteilt, erhöht oder vermin-
dert sich der Erholungsurlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag oder arbeitsfrei-
en Tag im Urlaubsjahr um ein Zweihundertsechzigstel des Erholungsurlaubes 
nach Absatz 1 zuzüglich eines etwaigen Zusatzurlaubs. Ändert sich die Vertei-
lung der regelmäßigen Arbeitszeit, ist bei der Urlaubsberechnung die Zahl der 
Arbeitstage zugrunde zu legen, die sich ergeben würde, wenn die zum Zeit-
punkt des Erholungsurlaubes maßgebende Verteilung der Arbeitszeit für das 
ganze Urlaubsjahr gelten würde. Bei der Erhöhung des Urlaubs wird ab einem 
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einmal im Urlaubsjahr auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; mehrere Bruch-
teile werden zunächst zusammengerechnet. 

(5) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind alle Kalendertage, an denen 
der Beamte seinen Dienst zu versehen hat. Endet eine Dienstschicht nicht an 
dem Kalendertag, an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeitstag im Sinne des 
Satzes 1 der Kalendertag, an dem sie begonnen hat. Auf einen Werktag fallen-
de gesetzliche Feiertage, für die kein Freizeitausgleich gewährt wird, gelten 
nicht als Arbeitstage. 

(6) Ist die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit regelmäßig im Durchschnitt des 
Urlaubsjahres auf mehr als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, er-
höht sich der Erholungsurlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr 
um ein Zweihundertsechzigstel des Erholungsurlaubs nach Absatz 3 zuzüglich 
eines etwaigen Zusatzurlaubs. Ist die Arbeitszeit nach Satz 1 auf weniger als 
fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, vermindert sich der Erholungsur-
laub für jeden zusätzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubsjahr um ein Zweihun-
dertsechzigstel des Erholungsurlaubs nach Absatz 3 zuzüglich eines etwaigen 
Zusatzurlaubs. Ändert sich die Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit, ist bei 
der Urlaubsberechnung die Zahl der Arbeitstage zugrunde zu legen, die sich 
ergeben würde, wenn die für die Zeit des Erholungsurlaubs maßgebende Ver-
teilung der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr gelten würde. Bei der Erhö-
hung des Urlaubs wird ab einem halben Tag (0,5) aufgerundet; bei der Vermin-
derung des Urlaubs bleibt der Bruchteil eines Tages unberücksichtigt. 

(7) Die Arbeitszeit der im Wechseldienst eingesetzten Polizeibeamten und Be-
amten des Strafvollzugsdienstes gilt als regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
von fünf Tagen im Sinne von Absatz 3; Absatz 5 Satz 2 sowie Absatz 6 finden 
keine Anwendung. 

(8) Für die beamteten Lehrkräfte wird der Erholungsurlaub durch die Ferien 
oder durch die vorlesungs- und unterrichtsfreie Zeit abgegolten. Bleibt infolge 
einer dienstlichen Inanspruchnahme während der Ferien die Zahl der verblei-
benden dienstfreien Ferientage hinter der Zahl der Urlaubstage zurück, werden 
nur die dienstfreien Ferientage auf den Erholungsurlaub angerechnet. 

(9) Absatz 8 Satz 1 gilt entsprechend für Beamte während eines Studiums oder 

halben Tag (0,5) aufgerundet; bei der Verminderung des Urlaubs bleibt der 
Bruchteil eines Tages unberücksichtigt. 
 
(4) Die Arbeitszeit der im Wechseldienst eingesetzten Polizeivollzugsbeamten 
und Beamten des Strafvollzugsdienstes gilt als regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit von fünf Tagen im Sinne von Absatz 1. 
 
(5) Für die beamteten Lehrkräfte und für Beamte während eines Studiums wird 
der Erholungsurlaub durch die Ferien oder durch die vorlesungs- und unter-
richtsfreie Zeit abgegolten. Bleibt infolge einer dienstlichen Inanspruchnahme 
während der Ferien die Zahl der verbleibenden dienstfreien Ferientage hinter 
der Zahl der Urlaubstage zurück, werden nur die dienstfreien Ferientage auf 
den Erholungsurlaub angerechnet. In dem Urlaubsjahr, in dem das Studium 
beginnt, vermindern sich die dem Beamten zustehenden Urlaubstage um die zu 
Beginn des Urlaubsjahres der Zahl nach feststehenden Ferientage. 
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während einer Teilnahme an dienstlichen Ausbildungslehrgängen und Fortbil-
dungsveranstaltungen. Bleibt die Zahl der Ferientage hinter der Zahl der Ur-
laubstage zurück, werden die Ferientage auf den Erholungsurlaub angerechnet. 
In dem Urlaubsjahr, in dem das Studium, der dienstliche Ausbildungslehrgang 
oder die Fortbildungsveranstaltung beginnt, vermindern sich die dem Beamten 
zustehenden Urlaubstage um die zu Beginn des Urlaubsjahres der Zahl nach 
feststehenden Ferientage. 

 

§ 3 
Gewährleistung des Dienstbetriebes 

Der Erholungsurlaub ist unter Berücksichtigung einer ordnungsgemäßen Erle-
digung der Dienstgeschäfte auf Antrag zu erteilen. 

 

 

§ 4  
Wartezeit 

(1) Der Erholungsurlaub wird erst sechs Monate nach Einstellung in den öffent-
lichen Dienst erteilt (Wartezeit). Er ist vor Ablauf der Wartezeit zu erteilen, wenn 
besondere Gründe dies erfordern. 

(2) Die Wartezeit gilt nicht für Beamte auf Probe und auf Widerruf, die nach 
Beendigung des Vorbereitungsdienstes innerhalb von zwei Monaten nach dem 
Schlusstag der Prüfung in den öffentlichen Dienst übernommen werden. 

 

§ 5 
Wartezeit 

 
Erholungsurlaub wird nach Ablauf der Wartezeit erteilt. Er ist vor Ablauf der 
Wartezeit zu erteilen, wenn besondere Gründe dies erfordern. Die Wartezeit gilt 
nicht für Beamte auf Probe und auf Widerruf, die nach Beendigung des Vorbe-
reitungsdienstes innerhalb von zwei Monaten nach dem Schlusstag der Prüfung 
in den öffentlichen Dienst übernommen werden. 
 

§ 5  
Anrechnung und Kürzung 

(1) Erholungsurlaub, der dem Beamten bei einer anderen Dienststelle oder 
während eines anderen Beschäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst für 
einen Zeitraum gewährt worden ist, für den ihm nach dieser Verordnung Erho-
lungsurlaub zusteht, ist anzurechnen. 

§ 6 
Anrechnung und Kürzung 

 
(1) Erholungsurlaub, der dem Beamten bei einer anderen Dienststelle oder 
während eines anderen Beschäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst für 
einen Zeitraum gewährt worden ist, für den ihm nach dieser Verordnung Erho-
lungsurlaub zusteht, ist anzurechnen. 
 



        12. Juli 2013 

Seite 5 von 29                                                     

Aktuelle Fassungen SächsEltZVO, SächsMuSchuVO, SächsUrlVO Entwurf SächsUrlMuEltVO 

(2) Wird dem Beamten Urlaub nach § 15 Abs. 2 Satz 1 bewilligt, so ist der ihm 
für das Urlaubsjahr zustehende Erholungsurlaub für jeden vollen Monat des 
Urlaubs ohne Bezüge um ein Zwölftel zu kürzen. Bei der Verminderung des 
Urlaubs bleibt der Bruchteil eines Tages unberücksichtigt. 

(3) Der Erholungsurlaub, der dem Beamten für das Urlaubsjahr zusteht, wird für 
jeden vollen Kalendermonat, für den der Beamte Elternzeit nach der Verord-
nung der Sächsischen Staatsregierung über die Elternzeit der Beamten und 
Richter im Freistaat Sachsen (Sächsische Elternzeitverordnung – SächsEltZ-
VO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2002 (SächsGVBl. 
S. 192), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
11. November 2005 (SächsGVBl. S. 283), in der jeweils geltenden Fassung, 
oder Urlaub aus familiären oder arbeitsmarktpolitischen Gründen nimmt, um ein 
Zwölftel gekürzt. Absatz 2 Satz 2 findet Anwendung. Satz 1 gilt nicht, wenn der 
Beamte während der Elternzeit beim eigenen Dienstherrn eine Teilzeitbeschäf-
tigung leistet. 

(4) Hat der Beamte vor Beginn der Elternzeit mehr Erholungsurlaub erhalten, 
als ihm nach Absatz 3 zusteht, so ist der Erholungsurlaub, der dem Beamten 
nach dem Ende der Elternzeit zusteht, um die zu viel gewährten Urlaubstage zu 
kürzen. Hat der Beamte den ihm zustehenden Erholungsurlaub vor dem Beginn 
der Elternzeit nicht oder nicht vollständig erhalten, ist der Resturlaub nach der 
Elternzeit im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren. 

(5) Für den Fall der Freistellung eines bis zum Beginn des Ruhestandes in Teil-
zeit beschäftigten Beamten wird der Erholungsurlaub im Jahr des Übergangs 
von der Beschäftigung zur Freistellung für jeden vollen Monat der in diesem 
Jahr liegenden Freistellung um ein Zwölftel gekürzt. Dies gilt auch für die Fälle 
einer Freistellung vom Dienst nach § 1 Abs. 4 Satz 3 und § 6a der Verordnung 
der Sächsischen Staatsregierung über die Arbeitszeit der Beamten des Frei-
staates Sachsen (Sächsische Arbeitszeitverordnung – SächsAZVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2002 (SächsGVBl. S. 190), die zuletzt 
durch Artikel 39 der Verordnung vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 98) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 

 

(2) Der Erholungsurlaub wird für jeden vollen Kalendermonat einer Elternzeit 
nach Abschnitt 4 oder eines Urlaubs ohne Dienstbezüge um ein Zwölftel ge-
kürzt. Bei der Verminderung des Urlaubs bleibt der Bruchteil eines Tages unbe-
rücksichtigt. Satz 1 gilt nicht, wenn der Beamte während der Elternzeit beim 
eigenen Dienstherrn eine Teilzeitbeschäftigung leistet. 
 
(3) Hat der Beamte vor Beginn der Elternzeit oder vor einem Urlaub ohne 
Dienstbezüge mehr Erholungsurlaub erhalten, als ihm nach Absatz 2 zusteht, 
so ist der Erholungsurlaub, der dem Beamten nach dem Ende der Elternzeit 
oder nach dem Urlaub ohne Dienstbezüge zusteht, um die zu viel gewährten 
Urlaubstage zu kürzen. 
 
(4) Für den Fall der vollständigen Freistellung eines in Teilzeit beschäftigten 
Beamten besteht für die Dauer der Freistellung kein Anspruch auf Erholungsur-
laub. Der Erholungsurlaub wird im Jahr des Übergangs von der Beschäftigung 
zur Freistellung für jeden vollen Monat der in diesem Jahr liegenden Freistel-
lung um ein Zwölftel gekürzt. Dies gilt auch für die Fälle einer Freistellung vom 
Dienst nach § 1 Abs. 4 Satz 3 und § 6a der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung über die Arbeitszeit der Beamten im Freistaat Sachsen (Säch-
sische Arbeitszeitverordnung – SächsAZVO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 198), geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 23. Juni 2009 (SächsGVBl. S. 402), in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2543
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2543
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=4980
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§ 6  
Antritt und Verfall, Ansparung von Erholungsurlaub 

(1) Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich im Urlaubsjahr genommen werden. 
Erholungsurlaub, der nicht innerhalb von neun Monaten nach dem Ende des 
Urlaubsjahres genommen worden ist, verfällt vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 4. 

(2) Erholungsurlaub von Beamten, die nach dem 1. Juli in den öffentlichen 
Dienst eingetreten sind, verfällt erst am Ende des folgenden Urlaubsjahres. 

(3) (aufgehoben) 

(4) Der Beamte kann auf Antrag je Urlaubsjahr die zwanzig Arbeitstage über-
steigenden Erholungsurlaubstage ansparen, wenn dienstliche Interessen nicht 
entgegenstehen. Der Antrag ist bis zum Ende des Urlaubsjahres zu stellen. Der 
angesparte Erholungsurlaub verfällt, wenn er nicht spätestens im fünften Ur-
laubsjahr, das auf das Urlaubsjahr folgt, genommen wurde. § 2 Abs. 6 ist ent-
sprechend anzuwenden. Eine zusammenhängende Inanspruchnahme des 
angesparten Erholungsurlaubs von mehr als dreißig Arbeitstagen oder eine 
Inanspruchnahme von Erholungsurlaub und angespartem Erholungsurlaub von 
insgesamt mehr als dreißig Arbeitstagen ist mindestens drei Monate vor Ur-
laubsantritt zu beantragen. 

 

§ 7 
Antrag, Antritt und Verfall, Ansparung von Erholungsurlaub 

 
(1) Der rechtzeitig zu beantragende Erholungsurlaub ist unter Berücksichtigung 
einer ordnungsgemäßen Erledigung der Dienstgeschäfte zu erteilen. Bei Leitern 
staatlicher Behörden wird der Urlaub von der vorgesetzten Dienstbehörde er-
teilt. Die Leiter staatlicher Behörden dürfen sich im Rahmen der Urlaubsvor-
schriften in dringenden Fällen selbst beurlauben, soweit nichts anderes be-
stimmt ist. 
 
(2) Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich im Urlaubsjahr genommen werden. 
Erholungsurlaub, der nicht innerhalb von neun Monaten nach dem Ende des 
Urlaubsjahres genommen worden ist, verfällt vorbehaltlich der Regelung im 
Absatz 5. Erholungsurlaub, den der Beamte krankheitsbedingt nicht nehmen 
konnte, verfällt 15 Monate nach dem Ende des Urlaubsjahres. Er kann nach 
Maßgabe des Absatzes 5 angespart werden. Der Antrag ist unverzüglich nach 
Rückkehr aus der Krankheit zu stellen. 
 
(3) Erholungsurlaub von Beamten, die nach dem 1. Juli in den öffentlichen 
Dienst eingestellt werden, verfällt erst am Ende des folgenden Urlaubsjahres. 
 
(4) Soweit der Beamte seinen Erholungsurlaub vor dem Beginn eines Urlaubs 
ohne Dienstbezüge, vor Beginn der mutterschutzrechtlichen Beschäftigungs-
verbote oder vor einer Elternzeit nicht oder nicht vollständig erhalten hat, ist der 
Resturlaub nach dem Ende dieses Urlaubs ohne Dienstbezüge, nach Ablauf 
dieser Schutzfristen oder nach dieser Elternzeit im laufenden oder im nächsten 
Urlaubsjahr zu gewähren. Der hiernach übertragene Resturlaub kann nach 
Maßgabe des Absatzes 5 angespart werden. 
 
(5) Der Beamte kann auf Antrag je Urlaubsjahr die zwanzig Arbeitstage über-
steigenden Erholungsurlaubstage ansparen, wenn dienstliche Interessen nicht 
entgegenstehen. Der Antrag ist bis zum Ende des Urlaubsjahres zu stellen. Der 
angesparte Erholungsurlaub verfällt, wenn er nicht spätestens im fünften Ur-
laubsjahr, das auf das Urlaubsjahr folgt, genommen wurde. § 4 Abs. 3 Satz 1 ist 
entsprechend anzuwenden. Eine zusammenhängende Inanspruchnahme des 
angesparten Erholungsurlaubes von mehr als dreißig Arbeitstagen oder eine 
Inanspruchnahme von Erholungsurlaub und angespartem Erholungsurlaub von 
insgesamt mehr als dreißig Arbeitstagen ist mindestens drei Monate vor Ur-
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laubsantritt zu beantragen. 
 

§ 7  
Widerruf und Verlegung 

(1) Die Erteilung des Erholungsurlaubs ist zu widerrufen, wenn dringende 
dienstliche Gründe dies erfordern. 

(2) Will der Beamte aus wichtigen Gründen den ihm erteilten Erholungsurlaub 
verlegen oder abbrechen, so ist einem solchen Antrag zu entsprechen, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

(3) Mehraufwendungen, die dem Beamten durch einen Widerruf der Urlaubs-
bewilligung entstehen, sind nach den Reisekostenvorschriften zu ersetzen. 
Zuwendungen, die von anderer Seite zur Deckung der Aufwendungen geleistet 
werden, sind anzurechnen. 

 

§ 8 
Widerruf und Verlegung 

 
(1) Die Erteilung des Erholungsurlaubes ist zu widerrufen, wenn dringende 
dienstliche Gründe dies erfordern. 
 
(2) Will der Beamte aus wichtigen Gründen den ihm erteilten Erholungsurlaub 
verlegen oder abbrechen, so ist einem solchen Antrag zu entsprechen, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
 
(3) Mehraufwendungen, die dem Beamten durch einen Widerruf der Urlaubs-
bewilligung entstehen, sind nach dem Sächsischen Gesetz über die Reisekos-
tenvergütung der Beamten und Richter (Sächsisches Reisekostengesetz – 
SächsRKG) vom 12. Dezember 2008 (SächsGVBl. S. 866), in der jeweils gel-
tenden Fassung, zu ersetzen. Zuwendungen, die von anderer Seite zur De-
ckung der Aufwendungen geleistet werden, sind anzurechnen. 
 

§ 8  
Erkrankung während des Erholungsurlaubs 

(1) Wird der Beamte während seines Erholungsurlaubs durch Krankheit dienst-
unfähig und zeigt er dies ohne schuldhaftes Zögern (unverzüglich) an, so wird 
ihm die Zeit der Dienstunfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet. 
Der Beamte hat die Dienstunfähigkeit grundsätzlich durch ein ärztliches, auf 
Verlangen durch ein Zeugnis eines Amtsarztes oder eines beamteten Arztes, 
nachzuweisen. 

(2) Die Inanspruchnahme des restlichen Erholungsurlaubs bedarf einer neuen 
Genehmigung. 

 

§ 9 
Erkrankung während des Erholungsurlaubes 

 
(1) Wird der Beamte während seines Erholungsurlaubes durch Krankheit 
dienstunfähig und zeigt er dies unverzüglich an, so wird die Zeit der Dienstun-
fähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet. Der Beamte hat die 
Dienstunfähigkeit grundsätzlich durch ein ärztliches, auf Verlangen durch ein 
Zeugnis eines Amtsarztes oder eines beamteten Arztes, nachzuweisen. 
 
(2) Die Inanspruchnahme des restlichen Erholungsurlaubes bedarf einer neuen 
Genehmigung. 
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§ 10  
Zusatzurlaub für Schichtdienst 

(1) Verrichtet ein Beamter Dienst nach einem Schichtplan, der einen regelmä-
ßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten bei ununterbro-
chenem Fortgang der Arbeit während der ganzen Woche, gegebenenfalls mit 
einer Unterbrechung der Arbeit am Wochenende von höchstens 48 Stunden 
Dauer, vorsieht, und sind dabei nach dem Dienstplan im Jahresdurchschnitt in 
je fünf Wochen mindestens 40 Arbeitsstunden in der Nachtschicht zu leisten, so 
erhält er bei einer solchen Dienstleistung Zusatzurlaub nach der folgenden 
Übersicht: 

Fünf-Tage-Woche Sechs-Tage-Woche Zusatzurlaub 

In der Fünf-Tage-Woche in der Sechs-Tage-Woche Zusatzurlaub 

Dienstleistung an mindestens 

  87 Arbeitstagen 104 Arbeitstagen 1 Arbeitstag 

130 Arbeitstagen 156 Arbeitstagen 2 Arbeitstage 

173 Arbeitstagen 208 Arbeitstagen 3 Arbeitstage 

195 Arbeitstagen 234 Arbeitstagen 4 Arbeitstage 

(2) Verrichtet ein Beamter, der die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht er-
füllt, nach einem Schichtplan Dienst zu erheblich unterschiedlichen Zeiten, so 
erhält er 

1. einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn er mindestens 110 Stunden,  
2. zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 220 Stunden,  
3. drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 330 Stunden,  
4. vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 440 Stunden  

Nachtdienst geleistet hat. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind nur erfüllt, 
wenn die Lage oder die Dauer der Schichten überwiegend um mindestens drei 
Stunden voneinander abweichen.  

 
§ 10 

Zusatzurlaub für Nachtdienst 
 

(1) Verrichtet ein Beamter Dienst nach einem Plan so erhält er bei einer Dienst-
leistung im Kalenderjahr von mindestens: 
 

1. 110 Nachtdienststunden  einen Arbeitstag, 
 

2. 200 Nachtdienststunden  zwei Arbeitstage, 
 

3. 275 Nachtdienststunden  drei Arbeitstage, 
 

4. 310 Nachtdienststunden  vier Arbeitstage 
 
Zusatzurlaub im Urlaubsjahr. 
 
(2) Soweit teilzeitbeschäftigte Beamte aufgrund der Ermäßigung ihrer Arbeits-
zeit die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, ist diese Vorschrift mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Zahl der geforderten Nachtdienststunden 
im Verhältnis der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit gekürzt 
wird. 
 
(3) Der Zusatzurlaub für ein Urlaubsjahr bemisst sich nach den in diesem Ur-
laubsjahr erbrachten Dienstleistungen gemäß Absatz 1. § 4 Abs. 3 ist nicht 
anzuwenden. 
 
(4) Für Beamte, die das 50. Lebensjahr vollendet haben oder vollenden, wird 
der Zusatzurlaub um einen Arbeitstag erhöht. 
 
(5) § 2 Abs. 3 sowie die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Beamte der Feuerwehr 
und des Wachdienstes, wenn sie nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der 
für den Regelfall Schichten von 24 Stunden Dauer vorsieht. Ist mindestens ein 
Viertel der Schichten, die diese Beamten leisten, kürzer als 24, aber länger als 
elf Stunden, so erhalten die Beamten für je fünf Monate Schichtdienst im Ur-
laubsjahr einen Arbeitstag Zusatzurlaub; Absatz 4 ist nicht anzuwenden. 
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(3) Erfüllt ein Beamter weder die Voraussetzungen des Absatzes 1 noch die 
des Absatzes 2, so erhält er 

1. einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn er mindestens 150 Stunden,  
2. zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 300 Stunden,  
3. drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 450 Stunden,  
4. vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn er mindestens 600 Stunden  

Nachtdienst geleistet hat.  

(4) Soweit teilzeitbeschäftigte Beamte aufgrund der Ermäßigung ihrer Arbeits-
zeit die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 nicht erfüllen, sind diese Vor-
schriften mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zahl der geforderten Arbeits-
stunden in der Nachtschicht oder der geforderten Nachtdienststunden im Ver-
hältnis der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit gekürzt wird. 

(5) Der Zusatzurlaub für ein Urlaubsjahr bemisst sich nach den in diesem Ur-
laubsjahr erbrachten Dienstleistungen gemäß den Absätzen 1 bis 4. Der Zu-
satzurlaub nach den Absätzen 1 bis 4 darf insgesamt vier Arbeitstage für das 
Urlaubsjahr nicht überschreiten; Absatz 7 bleibt unberührt. § 2 Abs. 6 ist nicht 
anzuwenden. 

(6) Nachtdienst ist der dienstplanmäßige Dienst zwischen 20 Uhr und 6 Uhr. 

(7) Für Beamte, die das 50. Lebensjahr vollendet haben oder vollenden, wird 
der Zusatzurlaub um einen Arbeitstag erhöht. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Beamte der Feuerwehr und des Wach-
dienstes, wenn sie nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der für den Regel-
fall Schichten von 24 Stunden Dauer vorsieht. Ist mindestens ein Viertel der 
Schichten, die diese Beamten leisten, kürzer als 24, aber länger als elf Stun-
den, so erhalten die Beamten für je fünf Monate Schichtdienst im Urlaubsjahr 
einen Arbeitstag Zusatzurlaub; Absatz 7 ist nicht anzuwenden. 

 



        12. Juli 2013 

Seite 10 von 29                                                     

Aktuelle Fassungen SächsEltZVO, SächsMuSchuVO, SächsUrlVO Entwurf SächsUrlMuEltVO 

§ 11  
Dienstjubiläum 

Aus Anlass des 25-, 40- und 50-jährigen Dienstjubiläums erhält der Beamte 
unter Belassung der Bezüge einen Urlaubstag. 

 

§ 11 
Dienstjubiläum 

 
Aus Anlass des 25-, 40- und 50-jährigen Dienstjubiläums erhält der Beamte 
unter Belassung der Dienstbezüge einen Urlaubstag. 
 
 
 
 
 

§ 12  
Familienheimfahrten 

Für Familienheimfahrten im Sinne des Reisekostenrechts kann unter Belassung 
der Bezüge bis zu sechs Tagen Urlaub je Urlaubsjahr bewilligt werden. 

 

 

§ 13  
Urlaub aus verschiedenen Anlässen 

(1) Sofern nicht dienstliche Gründe entgegenstehen, kann dem Beamten für die 
Dauer der notwendigen Abwesenheit unter Belassung der Bezüge Urlaub be-
willigt werden 

Spalte 
1 

Spalte 
2 

Spalte 
3 

Spalte 4 Spalte 5 

1. zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit im öffentlichen Leben auf-
grund gesetzlicher Vorschriften sowie zur Wahrnehmung amtlicher, 
insbesondere gerichtlicher oder polizeilicher Termine, soweit sie nicht 
durch private Angelegenheiten des Beamten veranlasst sind,  

2. aus folgenden wichtigen persönlichen Anlässen:  

  a) Niederkunft der Ehefrau 1 Arbeitstag, 

  b) Tod des Ehegatten, eines Kindes oder 
Elternteils 

2 Arbeitstage, 

§ 12 
Urlaub aus verschiedenen Anlässen 

 
(1) Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann dem Beamten für die 
Dauer der notwendigen Abwesenheit unter Belassung der Dienstbezüge Urlaub 
bewilligt werden 
 
1. zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit im öffentlichen Leben aufgrund 

gesetzlicher Vorschriften sowie zur Wahrnehmung amtlicher, insbeson-
dere gerichtlicher oder polizeilicher Termine, soweit sie nicht durch pri-
vate Angelegenheiten des Beamten veranlasst sind, 

2. aus folgenden wichtigen persönlichen Anlässen: 

 a) Niederkunft der Ehefrau oder der einge-
tragenen Lebenspartnerin 

1 Arbeitstag, 

 b) Tod des Ehegatten, des eingetragenen 
Lebenspartners, eines Kindes oder El-
ternteils 

2 Arbeitstage, 

 c) Umzug aus dienstlichem Grund an einen 1 Arbeitstag, 
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  c) Umzug aus dienstlichem Grund an 
einen anderen Ort 

1 Arbeitstag, 

  d) Schwere Erkrankung 

    aa) eines Angehörigen, soweit er 
in demselben Haushalt lebt; 
für Kinder,die das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben,  findet Absatz 2 
Anwendung, 

1 Arbeitstag  
im Kalenderjahr, 

    bb) einer Betreuungsperson, 
wenn der Beamte deshalb die 
Betreuung seines Kindes, das 
das achte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung dau-
ernd pflegebedürftig ist, über-
nehmen muss 

bis zu 4 Arbeitstagen  
im Kalenderjahr. 

    Eine Beurlaubung unter Belassung der Bezüge erfolgt nur, 
soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht 
sofort zur Verfügung steht und der Arzt in dem Fall des Dop-
pelbuchstabens aa die Notwendigkeit der Anwesenheit des 
Beamten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. 

  e) Ärztliche Behandlung des Beamten, 
wenn diese während der Arbeitszeit 
erfolgen muss 

erforderliche nach-
gewiesene Abwe-
senheitszeit ein-
schließlich erforderli-
cher Wegezeiten. 

3. zur Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen, so-
weit sie staatsbürgerlichen Zwecken dienen oder von Organisationen 
durchgeführt werden, deren Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, 
soweit dieses gegeben ist, 

4. für die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung zum Jugend-
gruppenleiter dienen, und für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Ju-

anderen Ort 

 d) Erkrankung 

 aa) eines Angehörigen, soweit er in 
demselben Haushalt lebt; für Kin-
der, die das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, findet 
Absatz 2 Anwendung, 

1 Arbeitstag im Kalen-
derjahr, 

 bb) einer Betreuungsperson, wenn der 
Beamte deshalb die Betreuung 
seines Kindes, das das achte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat 
oder wegen körperlicher, geistiger 
oder seelischer Behinderung dau-
ernd pflegebedürftig ist, überneh-
men muss 

    bis zu 4 Arbeitstage 
im Kalenderjahr. 

 Eine Beurlaubung unter Belassung der Dienstbezüge erfolgt nur, 
soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort 
zur Verfügung steht und der Arzt in dem Fall des Doppelbuchsta-
bens aa die Notwendigkeit der Anwesenheit des Beamten zur vor-
läufigen Pflege bescheinigt. 

 e) Ärztliche Behandlung des Beamten, 
wenn diese zwingend während der Ar-
beitszeit erfolgen muss 

erforderliche nachge-
wiesene Abwesenheits-
zeit einschließlich erfor-

derlicher Wegezeiten. 

 f) Außergewöhnlicher Notstand infolge von 
Schäden, die durch Elementarschaden-
sereignisse von überörtlicher Bedeutung 
verursacht wurden, wenn hierdurch das 
Hab und Gut des Beamten oder seiner 
Angehörigen, mit denen er in demselben 
Haushalt lebt, beeinträchtigt oder zer-
stört ist oder der Beamte selbst von ei-
ner Evakuierung seiner Wohnstätte be-
troffen ist 

bis zu 3 Arbeitstage. 
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gendgruppenleiter, wenn die Lehrgänge oder Veranstaltungen von 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe oder anerkannten Trägern der 
freien Jugendhilfe (§ 75 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
[SGB VIII] – Kinder- und Jugendhilfe – [Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163] in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Dezember 1998 [BGBl. I S. 3546], das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 9. April 2002 [BGBl. I S. 1239] geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung) durchgeführt werden; die Rege-
lungen des Gesetzes über die Erteilung von Sonderurlaub an Mitar-
beiter in der Jugendhilfe (Sonderurlaubsgesetz) vom 27. August 1991 
(SächsGVBl. S. 323), geändert durch Artikel 1 § 1 Nr. 19 des Geset-
zes vom 6. Juni 2002 (SächsGVBl. S. 168), bleiben unberührt,  

5. für die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen im Sinne des § 1 
Abs. 4 des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten (Solda-
tengesetz) in der jeweils geltenden Fassung und die Teilnahme an 
Ausbildungsveranstaltungen von Organisationen der zivilen Verteidi-
gung,  

6. für die Teilnahme an Sitzungen eines überörtlichen Gewerkschafts- 
oder Beamtenverbandsvorstandes, dem der Beamte angehört, und 
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen von Gewerkschaften 
oder Beamtenverbänden, die für die Tätigkeit des Beamten erforder-
lich sind,  

7. für die Teilnahme an bedeutenden sportlichen Veranstaltungen und 
deren Vorbereitung,  

8. für die Teilnahme an bedeutenden Veranstaltungen der Kirche oder 
anderer Religionsgesellschaften. 

(2) Beamten kann Urlaub unter Belassung der Bezüge gewährt werden, wenn 
es nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, dass sie zur Beaufsichtigung, Be-
treuung oder Pflege ihres erkrankten Kindes der Arbeit fernbleiben, eine andere 
in ihrem Haushalt lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen oder 
pflegen kann und das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Anspruch auf Urlaub nach Satz 1 
haben Beamte in jedem Kalenderjahr für jedes Kind längstens für sieben Ar-
beitstage, alleinerziehende Beamte längstens für 14 Arbeitstage. Der Anspruch 

3. für die Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen, so-
weit sie staatsbürgerlichen Zwecken dienen oder von Organisationen 
durchgeführt werden, deren Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, 
soweit dieses gegeben ist, 

4. für die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung zum Jugendgrup-
penleiter dienen, und für die Tätigkeit als ehrenamtlicher Jugendgrup-
penleiter, wenn die Lehrgänge oder Veranstaltungen von Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe oder anerkannten Trägern der freien Jugendhil-
fe im Sinne des § 75 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- 
und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep-
tember 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, durchgeführt werden, 

5. für die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen im Sinne des § 81 
Abs. 2 des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatenge-
setz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 
1482), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 
(BGBl. I S. 1583) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
und die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen von Organisationen 
der zivilen Verteidigung sowie im Falle des Einsatzes durch eine dieser 
Organisationen, 

6. für die Teilnahme an Sitzungen eines überörtlichen Gewerkschafts- oder 
Berufsverbandsvorstandes, dem der Beamte angehört, und an Tagun-
gen von Gewerkschaften oder Berufsverbänden auf internationaler, 
Bundes- oder Landesebene, an denen der Beamte als Mitglied eines 
Gewerkschafts- oder Berufsverbandsvorstandes oder als Delegierter 
teilnimmt,  

7. für die aktive Teilnahme an Olympischen Spielen, sportlichen Welt- und 
Europameisterschaften, Europapokalwettbewerben, internationalen 
sportlichen Länderwettkämpfen und den dazugehörigen Vorbereitungs-
wettkämpfen auf internationaler- sowie auf Bundesebene und an End-
kämpfen um deutsche Meisterschaften, 

8. für die Teilnahme an Sitzungen der Verfassungsorgane oder überörtli-
cher Verwaltungsgremien der Kirchen oder sonstigen öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, wenn der Beamte dem Verfas-

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=5132
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nach Satz 2 besteht insgesamt für nicht mehr als 17 Arbeitstage, für alleiner-
ziehende Beamte für nicht mehr als 35 Arbeitstage je Kalenderjahr. § 45 Abs. 4 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) – Gesetzliche Krankenversi-
cherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 
2482), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2003 (BGBl. I 
S. 1526, 1527) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, findet 
unter der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass keine haushaltsmäßigen 
Mehraufwendungen entstehen dürfen. 

(3) Dem Beamten kann in einem Urlaubsjahr Urlaub nach Absatz 1 Nr. 3 bis 8 
bis zu fünf Arbeitstagen bewilligt werden. Die obersten Behörden, die oberen 
Behörden, die Landesdirektionen, das Oberlandesgericht, das Oberverwal-
tungsgericht, das Landessozialgericht, das Landesarbeitsgericht, das Finanzge-
richt und die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht können für die 
Beamten ihres Geschäftsbereiches Urlaub nach Absatz 1 Nr. 3 und 4 bis zu 
zehn Arbeitstagen bewilligen. Im Übrigen entscheidet die oberste Dienstbehör-
de; die Bewilligung von mehr als zehn Arbeitstagen Urlaub ist nur in besonde-
ren Fällen zulässig. Überschreitet der beantragte Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 
bis 8 in einem Urlaubsjahr den genehmigten Umfang, so ist für die weitere Zeit 
Erholungsurlaub des laufenden Urlaubsjahres oder, wenn dieser bereits ge-
nommen ist, Erholungsurlaub des folgenden Urlaubsjahres zu nehmen. 

(4) Ein Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 Satz 1 darf einem Beamten, dem Urlaub für 
eine Familienheimfahrt gewährt worden ist, nur bewilligt werden, wenn der An-
lass bei der Durchführung der Familienheimfahrt nicht vorauszusehen war. 

 

sungsorgan oder Gremium angehört, und für die Teilnahme an Tagun-
gen der Kirchen oder öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, 
wenn der Beamte auf Anforderung der Kirchenleitung oder obersten 
Leitung der Religionsgesellschaft als Delegierter oder als Mitglied eines 
Verwaltungsgremiums der Kirche oder der Religionsgesellschaft teil-
nimmt, sowie für die Teilnahme an Veranstaltungen des Deutschen 
Evangelischen Kirchentages, des Deutschen Katholikentages, des 
Ökumenischen Kirchentages und vergleichbarer Veranstaltungen öffent-
lich-rechtlicher Religionsgesellschaften, 

 
(2) Beamten kann Urlaub unter Belassung der Dienstbezüge gewährt werden, 
wenn es nach ärztlichem Zeugnis erforderlich ist, dass sie zur Beaufsichtigung, 
Betreuung oder Pflege ihres erkrankten Kindes der Arbeit fernbleiben, eine 
andere in ihrem Haushalt lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen, be-
treuen oder pflegen kann und das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Anspruch auf Urlaub 
nach Satz 1 haben Beamte in jedem Kalenderjahr für jedes Kind längstens für 
sieben Arbeitstage, alleinerziehende Beamte längstens für 14 Arbeitstage. Der 
Anspruch nach Satz 2 besteht insgesamt für nicht mehr als 17 Arbeitstage, für 
alleinerziehende Beamte für nicht mehr als 35 Arbeitstage je Kalenderjahr. § 45 
Abs. 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversiche-
rung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Februar 2013 (BGBl. I S. 277) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, findet unter der Maßga-
be entsprechende Anwendung, dass keine haushaltsmäßigen Mehraufwendun-
gen entstehen dürfen. 
 
(3) Der Urlaub nach Absatz 1 Nr. 3 bis 8 soll fünf Arbeitstage im Urlaubsjahr 
nicht überschreiten; er darf höchstens zehn Arbeitstage betragen. Die oberste 
Dienstbehörde, das Oberlandesgericht Dresden, das Oberverwaltungsgericht, 
das Landessozialgericht, das Landesarbeitsgericht, das Finanzgericht und die 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht können in besonders begründe-
ten Fällen Ausnahmen von der Höchstdauer zulassen. 
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§ 14  
Kuren 

(1) Für eine Heilkur und eine Heilbehandlung in einem Sanatorium, deren Not-
wendigkeit durch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis nachgewiesen 
ist, wird Urlaub unter Fortzahlung der Bezüge gewährt. Dauer und Häufigkeit 
des Urlaubs bestimmen sich nach den im Freistaat Sachsen gemäß § 102 
SächsBG geltenden Beihilfevorschriften des Bundes in der jeweils geltenden 
Fassung. Satz 1 gilt entsprechend für die Durchführung einer aufgrund des § 11 
Abs. 2 des Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesver-
sorgungsgesetz – BVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Verordnung vom 
24. Juni 2003 (BGBl. I S. 984) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, versorgungsärztlich verordneten Badekur und einer medizinischen 
Rehabilitation im Sinne des § 41 Abs. 1 SGB V. Für Dauer und Häufigkeit einer 
medizinischen Rehabilitation gilt § 40 Abs. 3 SGB V entsprechend. Soweit für 
eine in den Sätzen 1 und 3 genannte Maßnahme kein Urlaub unter Fortzahlung 
der Bezüge gewährt wird, ist auf Antrag des Beamten Urlaub unter Wegfall der 
Bezüge oder Erholungsurlaub zu gewähren. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die Durchführung einer polizei- oder amtsärzt-
lich verordneten Rehabilitationsmaßnahme im Rahmen der Heilfürsorge nach 
§§ 147, 153 und 156 SächsBG. Dauer und Häufigkeit der Rehabilitationsmaß-
nahme bestimmen sich nach § 16 der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums des Innern über die Heilfürsorge für Polizeibeamte, Beamte des 
Landesamtes für Verfassungsschutz und feuerwehrtechnische Beamte (Säch-
sische Heilfürsorgeverordnung – SächsHfVO) vom 23. März 2000 (SächsGVBl. 
S. 216) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 13 
Stationäre medizinische Rehabilitationsmaßnahmen und Kuren, Begleit-

person 
 

(1) Für stationäre medizinische Rehabilitationsmaßnahmen nach § 37 Abs. 2 
Nr. 2 bis 5 der Verordnung des Sächsischen Staatministeriums der Finanzen 
über die Gewährung von Beihilfe in Krankheits-, Pflege-, Geburts- und sonsti-
gen Fällen (Sächsische Beihilfeverordnung – SächsBhVO) vom 16. November 
2012 (SächsGVBl. 626), in der jeweils geltenden Fassung, und Kuren nach § 
39 SächsBhVO, deren Notwendigkeit durch die Festsetzungsstelle anerkannt 
ist, wird Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge gewährt. Dauer und Häu-
figkeit bestimmen sich nach der Sächsischen Beihilfeverordnung in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die Durchführung einer aufgrund des § 11 Abs. 
2 des Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversor-
gungsgesetz – BVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 
1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Art 15 des Gesetzes vom 1. November 
2011 (BGBl. I S. 2131) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
versorgungsärztlich verordneten Badekur sowie für die Durchführung einer 
medizinischen Rehabilitation im Sinne des § 41 Abs. 1 SGB V. Für deren Dauer 
und Häufigkeit gilt § 40 Abs. 3 SGB V entsprechend.  
 
(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die Durchführung einer polizei- oder amtsärzt-
lich verordneten Rehabilitationsmaßnahme im Rahmen der Heilfürsorge nach 
§§ 147, 153 und 156 SächsBG. Dauer und Häufigkeit der Rehabilitationsmaß-
nahme bestimmen sich nach § 16 der Verordnung des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums des Innern über die Heilfürsorge für Beamte des Polizeivollzugs-
dienstes, Beamte des Landesamtes für Verfassungsschutz und feuerwehrtech-
nische Beamte (Sächsische Heilfürsorgeverordnung – SächsHfVO) vom 
23. März 2000 (GVBl. S. 216), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 20. August 2009 (SächsGVBl. 472, 475), in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(4) Nimmt der Beamte an einer stationären medizinischen Rehabilitationsmaß-
nahme oder einer Kur seines Kindes als aus zwingenden medizinischen Grün-
den notwendige Begleitperson teil und erfolgt keine Erstattung seiner Bezüge 
durch Dritte, wird ihm Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge gewährt. 
 

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2808
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2808
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3569
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(5) Soweit für eine in den Abätzen 1 bis 4 genannte Maßnahme kein Urlaub 
unter Fortzahlung der Dienstbezüge gewährt wird, ist auf Antrag des Beamten 
Urlaub unter Wegfall der Dienstbezüge oder Erholungsurlaub zu gewähren. 
 

§ 15  
Urlaub aus sonstigen Gründen 

(1) Urlaub aus sonstigen Gründen kann nur bewilligt werden, wenn dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Urlaub über ein Jahr hinaus kann nur bei 
Vorliegen wichtiger dienstlicher Interessen, wichtiger öffentlicher Belange oder 
besonders wichtiger persönlicher Gründe bewilligt werden. Für Entscheidungen 
nach Satz 2 ist die Stelle zuständig, die für die Ernennung des Beamten zu-
ständig wäre; wäre der Ministerpräsident zuständig, ist die oberste Dienstbe-
hörde zuständig. 

(2) Urlaub, der ausschließlich persönlichen Belangen des Beamten, der Über-
nahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe oder der hauptberuflichen Tätigkeit 
für den Landtag oder die Landtagsfraktionen sowie für öffentliche zwischen-
staatliche oder überstaatliche Einrichtungen dient, wird unter Wegfall der Bezü-
ge bewilligt. In anderen Fällen können dem Beamten bei einem Urlaub, der 
auch öffentlichen Belangen dient, die Bezüge bis zur Dauer von sechs Mona-
ten, für die sechs Wochen übersteigende Zeit jedoch nur in halber Höhe, belas-
sen werden; die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen, bei Beamten des 
Freistaates Sachsen mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, 
bewilligen. 

 

§ 14 
Urlaub aus sonstigen Gründen 

 
(1) Urlaub aus sonstigen Gründen kann nur bewilligt werden, wenn dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Urlaub über ein Jahr hinaus kann nur bei 
Vorliegen wichtiger dienstlicher Interessen, wichtiger öffentlicher Belange oder 
besonders wichtiger persönlicher Gründe bewilligt werden. Für Entscheidungen 
nach Satz 2 ist die Stelle zuständig, die für die Ernennung des Beamten zu-
ständig wäre; wäre der Ministerpräsident zuständig, ist die oberste Dienstbe-
hörde zuständig. 
 
(2) Urlaub, der ausschließlich persönlichen Belangen des Beamten, der Über-
nahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe oder der hauptberuflichen Tätigkeit 
für den Landtag oder die Landtagsfraktionen sowie für öffentliche zwischen-
staatliche oder überstaatliche Einrichtungen dient, wird unter Wegfall der 
Dienstbezüge bewilligt. In anderen Fällen können dem Beamten bei einem 
Urlaub, der auch öffentlichen Belangen oder dem Einsatz als Freiwilliger nach 
dem Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst (Bundesfreiwilligendienstgesetz 
– BFDG) vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687), in der jeweils geltenden Fassung, 
dient, die Dienstbezüge bis zur Dauer von sechs Monaten, für die sechs Wo-
chen übersteigende Zeit jedoch nur in halber Höhe, belassen werden; die 
oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen, bei Beamten des Freistaates Sach-
sen mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, bewilligen. 
 

§ 16  
Fernbleiben vom Dienst aus anderen Gründen 

(1) Wer dem Dienst wegen Krankheit, Unfall oder aus sonstigen Gründen fern-
bleiben muss, hat dies und die voraussichtliche Dauer der Abwesenheit unver-
züglich der Behörde mitzuteilen. 

(2) Dauert die Dienstunfähigkeit länger als drei Kalendertage, hat der Beamte 
spätestens an dem darauffolgenden allgemeinen Arbeitstag ein ärztliches 

§ 14 a 
Fernbleiben vom Dienst  

 
Dauert die Dienstunfähigkeit länger als drei Kalendertage, hat der Beamte spä-
testens an dem darauffolgenden allgemeinen Arbeitstag ein ärztliches Zeugnis 
vorzulegen, auf Verlangen des Dienstvorgesetzten auch früher. Der Dienstvor-
gesetzte kann anordnen, dass ein amtsärztliches Zeugnis beizubringen ist. 
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Zeugnis vorzulegen, auf Verlangen des Dienstvorgesetzten auch früher. Der 
Dienstvorgesetzte kann anordnen, dass ein amtsärztliches Zeugnis beizubrin-
gen ist. 

 
 

§ 17 
Erteilung des Urlaubs 

 
Der rechtzeitig zu beantragende Urlaub wird, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, vom Dienstvorgesetzten, bei Leitern staatlicher Dienststellen von der vorge-
setzten Dienstbehörde, erteilt. Die Leiter staatlicher Dienststellen dürfen sich im 
Rahmen der Urlaubsvorschriften in dringenden Fällen selbst beurlauben, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

§ 18  
Beamte im Vorbereitungsdienst  

Vorschriften, nach denen für Beamte im Vorbereitungsdienst das Ausbildungs-
jahr als Urlaubsjahr gilt, bleiben unberührt. 

 

 

Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über den Mutterschutz für 
Beamtinnen und Richterinnen im Freistaat Sachsen (Sächsische Mutter-

schutzverordnung – SächsMuSchuVO) 

§ 1  
Beschäftigungsverbote für werdende Mütter 

(1) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft nicht beschäftigt werden, 
wenn nach ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind 
bei Fortdauer der Dienstleistung gefährdet sind. 

(2) In den letzten sechs Wochen vor der Entbindung darf die Beamtin nicht 
beschäftigt werden, es sei denn, dass sie sich zur Dienstleistung ausdrücklich 

Abschnitt 3 
Mutterschutz 

 
§ 15 

Beschäftigungsverbote vor der Entbindung 
 

(1) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft nicht beschäftigt werden, 
wenn nach ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind 
bei Fortdauer der Dienstleistung gefährdet sind. 
 
(2) In den letzten sechs Wochen vor der Entbindung darf die Beamtin nicht 
beschäftigt werden, es sei denn, dass sie sich zur Dienstleistung ausdrücklich 
bereit erklärt. Die Erklärung kann jederzeit widerrufen werden. 
 
(3) Während ihrer Schwangerschaft darf eine Beamtin nicht mit Tätigkeiten 
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bereit erklärt; die Erklärung kann jederzeit widerrufen werden. 

§ 2  
Weitere Beschäftigungsverbote 

(1) Während ihrer Schwangerschaft darf eine Beamtin nicht mit schweren kör-
perlichen Arbeiten und nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie 
schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen, 
von Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von Erschütte-
rungen oder Lärm ausgesetzt ist. 

(2) Dies gilt besonders 

1. 
für Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg Gewicht oder 
gelegentlich Lasten von mehr als 10 kg Gewicht ohne mechanische Hilfsmittel 
von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden; sollen größere Lasten mit 
mechanischen Hilfsmitteln von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, 
so darf die körperliche Beanspruchung der Beamtin nicht größer sein als bei 
Arbeiten nach Halbsatz 1; 
2. 
für Arbeiten, bei denen sie ständig stehen muss, soweit diese Beschäftigung 
nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft täglich vier Stunden 
überschreitet; 
3. 
für Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken oder beugen oder bei 
denen sie dauernd hocken oder sich gebückt halten muss; 
4. 
für die Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit hoher Fußbean-
spruchung, insbesondere von solchen mit Fußantrieb; 
5. 
für Arbeiten, bei denen die Beamtin infolge ihrer Schwangerschaft in besonde-
rem Maße der Gefahr, an einer Berufskrankheit zu erkranken, ausgesetzt ist 
oder bei denen durch das Risiko der Entstehung einer Berufskrankheit eine 
erhöhte Gefährdung für die werdende Mutter oder eine Gefahr für die Leibes-
frucht besteht; 
6. 

nach § 4 Abs. 1 bis 3 Satz 1 des Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen Mut-
ter (Mutterschutzgesetzes – MuSchG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2246) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, beschäftigt werden. 
 
(4) Die §§ 4 und 5 der Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz 
(MuSchArbV) vom 15. April 1997 (BGBl. I S. 782), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 Abs. 8 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643), in der 
jeweils geltenden Fassung, sind entsprechend anzuwenden. 
 
(5) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft im Außendienst nur be-
schäftigt werden, wenn sie sich dazu bereit erklärt. Die Erklärung kann jederzeit 
widerrufen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



        12. Juli 2013 

Seite 18 von 29                                                     

Aktuelle Fassungen SächsEltZVO, SächsMuSchuVO, SächsUrlVO Entwurf SächsUrlMuEltVO 

für die Tätigkeit auf Beförderungsmitteln nach Ablauf des dritten Monats der 
Schwangerschaft; 
7. 
für Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, es sei denn, dass die Art 
der Arbeit und das Arbeitstempo nach Feststellung der obersten Dienstbehörde 
eine Beeinträchtigung der Gesundheit der Beamtin oder des Kindes nicht be-
fürchten lassen; 
8. 
für Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren, insbesondere der Gefahr 
auszugleiten oder zu fallen, ausgesetzt ist. 

(3) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft im Außendienst nur be-
schäftigt werden, wenn sie sich dazu bereit erklärt; die Erklärung kann jederzeit 
widerrufen werden 

§ 2a  
Schutz der Mütter am Arbeitsplatz 

Die in §§ 1 bis 5 der Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz vom 
15. April 1997 (BGBl. I S. 782) sind entsprechend anzuwenden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3  
Beschäftigungsverbote nach der Entbindung 

(1) In den ersten acht Wochen nach der Entbindung ist eine Beamtin nicht zur 
Dienstleistung heranzuziehen. Diese Frist verlängert sich bei Frühgeburten und 
bei Mehrlingsgeburten auf zwölf Wochen, bei Frühgeburten und sonstigen vor-
zeitigen Entbindungen zusätzlich um den Zeitraum, der nach § 1 Abs. 2 nicht in 
Anspruch genommen worden ist. Beim Tode ihres Kindes kann die Beamtin auf 
ihr ausdrückliches Verlangen schon vor Ablauf dieser Fristen, aber noch nicht in 
den ersten zwei Wochen nach der Entbindung, wiederbeschäftigt werden, wenn 
sich aus dem ärztlichen Zeugnis keine Bedenken hiergegen ergeben. Sie kann 
ihre Erklärung jederzeit widerrufen. 

(2) Eine Beamtin, die in den ersten Monaten nach der Entbindung nach ärztli-

§ 16 
Beschäftigungsverbote nach der Entbindung 

 
(1) In den ersten acht Wochen nach der Entbindung ist eine Beamtin nicht zur 
Dienstleistung heranzuziehen (Mutterschutzfrist). Diese Frist verlängert sich bei 
Frühgeburten und bei Mehrlingsgeburten auf zwölf Wochen, bei Frühgeburten 
und sonstigen vorzeitigen Entbindungen zusätzlich um den Zeitraum, der nach 
§ 15 Abs. 2 nicht in Anspruch genommen worden ist. Beim Tode ihres Kindes 
kann die Beamtin auf ihr ausdrückliches Verlangen schon vor Ablauf dieser 
Fristen, aber noch nicht in den ersten zwei Wochen nach der Entbindung, wie-
derbeschäftigt werden, wenn sich aus dem ärztlichen Zeugnis keine Bedenken 
hiergegen ergeben. Sie kann ihre Erklärung jederzeit widerrufen. 
 
(2) Eine Beamtin, die in den ersten Monaten nach der Entbindung nach ärztli-
chem Zeugnis nicht voll dienstfähig ist, darf nicht zu einem ihre Leistungsfähig-
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chem Zeugnis nicht voll dienstfähig ist, darf nicht zu einem ihre Leistungsfähig-
keit übersteigenden Dienst herangezogen werden. § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Solange eine Beamtin stillt, darf sie nicht zu den in § 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1, 3 
bis 5, 7 und 8 genannten Arbeiten herangezogen werden. § 2 Abs. 3 gilt ent-
sprechend. 

 

keit übersteigenden Dienst herangezogen werden. § 15 Abs. 5 gilt entspre-
chend. 
 
(3) Solange eine Beamtin stillt, darf sie nicht zu den in § 15 Abs. 3 und 4 ge-
nannten Arbeiten herangezogen werden. § 15 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 7  
Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis 

(1) Sobald einer Beamtin ihre Schwangerschaft bekannt ist, soll diese dem 
Dienstvorgesetzten mitgeteilt und dabei der mutmaßliche Tag der Entbindung 
angegeben werden. Auf Verlangen des Dienstvorgesetzten soll sie das Zeugnis 
eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen. 

(2) Für die Berechnung des in § 1 Abs. 2 bezeichneten Zeitraums vor der Ent-
bindung ist auf Verlangen des Dienstvorgesetzten das Zeugnis eines Arztes 
oder einer Hebamme vorzulegen; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der 
Entbindung angeben. Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt 
der Entbindung, so verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend. 

(3) Die Kosten für Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt die Dienstbehör-
de. 

 

§ 17 
Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis 

 
(1) Sobald einer Beamtin ihre Schwangerschaft bekannt ist, soll diese dem 
Dienstvorgesetzten mitgeteilt und dabei der mutmaßliche Tag der Entbindung 
angegeben werden. Auf Verlangen des Dienstvorgesetzten soll sie das Zeugnis 
eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen. 
 
(2) Für die Berechnung des in § 15 Abs. 2 bezeichneten Zeitraums vor der Ent-
bindung ist auf Verlangen des Dienstvorgesetzten das Zeugnis eines Arztes 
oder einer Hebamme vorzulegen; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der 
Entbindung angeben. Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt 
der Entbindung, so verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend. 
 
(3) Die Kosten für Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt die Dienstbehör-
de. 
 

§ 6  
Sitz- und Ruhemöglichkeit während Schwangerschaft und Stillzeit 

(1) Wird eine Beamtin während ihrer Schwangerschaft oder solange sie stillt mit 
Arbeiten beschäftigt, bei denen sie ständig stehen oder gehen muss, ist für sie 
eine Sitzgelegenheit zum kurzen Ausruhen bereitzustellen; wird sie mit Arbeiten 
beschäftigt, bei denen sie ständig sitzen muss, ist ihr Gelegenheit zu kurzen 
Unterbrechungen ihres Dienstes zu geben. 

(2) Soweit es die dienstlichen Belange zulassen, sollen Ruheräume für 

§ 18 
Arbeitsbedingungen, Stillzeit 

 
(1) § 2 Abs. 2 und 3 und § 7 Abs. 1 und 2 MuSchG sowie § 1 bis 3 MuSchArbV 
sind entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Die oberste Dienstbehörde kann nähere Bestimmungen über Zahl, Lage 
und Dauer der Stillzeiten treffen. 
 
(3) Soweit es die dienstlichen Belange zulassen, sollen Ruheräume für 
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schwangere und stillende Beamtinnen eingerichtet werden. Die oberste Dienst-
behörde kann die Einrichtung entsprechender Räume vorschreiben. 

 

§ 8  
Stillzeit 

(1) Die zum Stillen erforderliche Zeit, mindestens aber zweimal täglich eine 
halbe Stunde oder einmal täglich eine Stunde, ist einer Beamtin auf ihr Verlan-
gen freizugeben. Bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit von mehr als 
acht Stunden soll auf Verlangen zweimal eine Stillzeit von mindestens 
45 Minuten oder, wenn in der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillgelegenheit vor-
handen ist, einmal eine Stillzeit von mindestens 90 Minuten gewährt werden. 
Die Arbeitszeit gilt als zusammenhängend, soweit sie nicht durch eine Ruhe-
pause von mindestens zwei Stunden unterbrochen wird. 

(2) Die Stillzeit darf nicht vor- oder nachgearbeitet und nicht auf die in Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften festgesetzten Ruhepausen angerechnet werden. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann nähere Bestimmungen über Zahl, Lage 
und Dauer der Stillzeiten treffen. 

 

schwangere und stillende Beamtinnen eingerichtet werden. Die oberste Dienst-
behörde kann die Einrichtung entsprechender Räume vorschreiben. 
 

§ 9  
Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit 

(1) Während ihrer Schwangerschaft und solange sie stillt, darf eine Beamtin 
nicht zur Mehrarbeit und nicht in der Nacht zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr 
sowie nicht an Sonn- und Feiertagen zur Dienstleistung herangezogen werden. 

(2) Mehrarbeit im Sinne des Absatzes 1 ist jede Dienstleistung, die über die 
festgesetzte regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit hinausgeht. 

(3) Im Verkehrswesen dürfen Beamtinnen während ihrer Schwangerschaft und 
solange sie stillen, abweichend von Absatz 1 an Sonn- und Feiertagen beschäf-

§ 19 
Mehrarbeit, Nachtdienst und Sonntagsarbeit 

 
(1) Während ihrer Schwangerschaft und solange sie stillt, darf eine Beamtin 
nicht zur Mehrarbeit und nicht zum Nachtdienst sowie nicht an Sonn- und Feier-
tagen zur Dienstleistung herangezogen werden. 
 
(2) Im Verkehrswesen dürfen Beamtinnen während ihrer Schwangerschaft und 
solange sie stillen, abweichend von Absatz 1 an Sonn- und Feiertagen beschäf-
tigt werden, wenn ihnen in jeder Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 24 Stunden im Anschluss an eine Nachtruhe gewährt wird. 
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tigt werden, wenn ihnen in jeder Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens 24 Stunden im Anschluss an eine Nachtruhe gewährt wird. 

(4) Unter den Voraussetzungen des Vorliegens einer ärztlichen Unbedenklich-
keitsbescheinigung kann die Stelle, die für die Ernennung zuständig wäre oder, 
wenn der Ministerpräsident für die Ernennung zuständig wäre, die oberste 
Dienstbehörde in begründeten Fällen Ausnahmen von den vorstehenden Vor-
schriften zulassen. Dies gilt nicht, soweit es sich um Beamtinnen unter 
18 Jahren handelt. 

 

(3) Liegt eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung vor, kann die Stelle, die 
für die Ernennung zuständig wäre oder, wenn der Ministerpräsident für die Er-
nennung zuständig wäre, die oberste Dienstbehörde in begründeten Fällen 
Ausnahmen von den vorstehenden Vorschriften zulassen. Dies gilt nicht, soweit 
es sich um Beamtinnen unter 18 Jahren handelt. 
 

§ 4  
Bemessungsgrundlage für die Zahlung von Zulagen und Vergütungen 

Durch die Beschäftigungsverbote der §§ 1, 2 und 3 sowie des § 9 hinsichtlich 
des Dienstes zu ungünstigen Zeiten wird die Zahlung der Dienst- und Anwär-
terbezüge sowie der Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten und für Wech-
selschicht oder Schichtdienst nach den §§ 3, 4 und 22 der Verordnung über die 
Gewährung von Erschwerniszulagen (Erschwerniszulagenverordnung – EZulV) 
nicht berührt. Das Gleiche gilt für das Dienstversäumnis während der Stillzeit 
(§ 8). Bemessungsgrundlage für die Zahlung der Erschwerniszulage für den 
Dienst zu ungünstigen Zeiten und für Wechselschicht- oder Schichtdienst sowie 
für die Vergütung nach der Verordnung über die Vergütung für Beamte im Voll-
streckungsdienst (Vollstreckungsvergütungsverordnung – VollstrVergV) ist der 
Durchschnitt der Zulagen und der Vergütungen der letzten drei Monate vor 
Beginn des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist. 

 

§ 20 
Fortzahlung der Dienstbezüge 

 
Durch die Beschäftigungsverbote der §§ 15 und 16 sowie des § 19 hinsichtlich 
des Dienstes zu ungünstigen Zeiten wird die Zahlung der Dienstbezüge sowie 
der Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten und für Wechsel- oder Schicht-
dienst nach den §§ 3, 4 und 13 der Verordnung über die Gewährung von Er-
schwerniszulagen (Sächsische Erschwerniszulagenverordnung – SächsEZul-
VO) vom 1. November 2011 (SächsGVBl. S. 594), in der jeweils geltenden 
Fassung, nicht berührt. Das Gleiche gilt für das Dienstversäumnis während der 
Stillzeit (§ 18 Abs. 1). Bemessungsgrundlage für die Zahlung der Erschwernis-
zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten und für Wechsel- oder Schicht-
dienst sowie für die Vergütung nach der Verordnung über die Vergütung für 
Beamte im Vollstreckungsdienst (Vollstreckungsvergütungsverordnung - Voll-
strVergV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 2003 (BGBl. I S. 
8), in der am 31. Oktober 2007 geltenden Fassung, in Verbindung mit § 17 Abs. 
1 Satz 1 des Sächsischen Besoldungsgesetzes (SächsBesG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Januar 1998 (SächsGVBl. S. 50), das zuletzt 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 13. Dezember 2012 (SächsGVBl. S. 725) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, ist der Durchschnitt der 
Zulagen und der Vergütungen der letzten drei Monate vor Beginn des Monats, 
in dem die Schwangerschaft eingetreten ist. 
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§ 5  
Zuschuss bei Schwangerschaft und Entbindung während der Elternzeit 

Soweit die in § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 genannten Zeiten sowie der Entbin-
dungstag in eine Elternzeit fallen, erhält die Beamtin einen Zuschuss von 
12,78 EUR je Kalendertag, wenn sie während der Elternzeit nicht teilzeitbe-
schäftigt ist. Bei einer Beamtin, deren Dienstbezüge oder Anwärterbezüge vor 
Beginn der Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung überschreiten, ist der Zuschuss auf 204,52 EUR begrenzt. Bei 
der Berechnung der Dienst- oder Anwärterbezüge nach Satz 2 werden die mit 
Rücksicht auf den Familienstand gewährten Zuschläge, Aufwandsentschädi-
gungen sowie Auslandsdienstbezüge nach § 52 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbe-
soldungsgesetzes nicht berücksichtigt 

 

§ 21 
Zuschuss bei Schwangerschaft und Entbindung während der Elternzeit 

 
Soweit die in § 15 Abs. 2 und § 16 Abs. 1 genannten Zeiten sowie der Entbin-
dungstag in eine Elternzeit fallen, erhält die Beamtin einen Zuschuss von 12,78 
EUR je Kalendertag, wenn sie während der Elternzeit nicht teilzeitbeschäftigt 
ist. Bei einer Beamtin, deren Dienstbezüge vor Beginn der Elternzeit die Versi-
cherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung überschreiten, 
ist der Zuschuss auf 204,52 EUR begrenzt. Bei der Berechnung der Dienstbe-
züge nach Satz 2 werden die mit Rücksicht auf den Familienstand gewährten 
Zuschläge, Aufwandsentschädigungen sowie Auslandsdienstbezüge nach § 52 
Abs. 1 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1457, 1458) geändert worden ist, in der 
am 31. Oktober 2007 geltenden Fassung, in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 1 
SächsBesG nicht berücksichtigt. 
 

§ 10  
Entlassung während Schwangerschaft und nach Entbindung 

(1) Während der Schwangerschaft und innerhalb von vier Monaten nach der 
Entbindung darf die Entlassung einer Beamtin auf Probe oder auf Widerruf 
gegen ihren Willen nicht ausgesprochen werden, wenn dem Dienstvorgesetzten 
die Schwangerschaft oder die Entbindung bekannt war. Eine ohne diese 
Kenntnis ergangene Entlassungsverfügung ist zurückzunehmen, wenn dem 
Dienstvorgesetzten die Schwangerschaft oder die Entbindung innerhalb zweier 
Wochen nach der Zustellung mitgeteilt wird; das Überschreiten dieser Frist ist 
unschädlich, wenn es auf einem von der Beamtin oder früheren Beamtin nicht 
zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. 

(2) In besonderen Fällen kann die nach § 9 Abs. 4 Satz 1 zuständige Stelle 
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 eine Entlassung aus-
sprechen, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei dem ein Beamter auf Lebenszeit 
im Wege eines Disziplinarverfahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 

(3) Die §§ 22 und 23 des Gesetzes zur Regelung des Statusrechts der Beam-
tinnen und Beamten in den Ländern (Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom 

§ 22 
Entlassung während Schwangerschaft und nach Entbindung 

 
(1) Während der Schwangerschaft und innerhalb von vier Monaten nach der 
Entbindung darf die Entlassung einer Beamtin auf Probe oder auf Widerruf 
gegen ihren Willen nicht ausgesprochen werden, wenn dem Dienstvorgesetzten 
die Schwangerschaft oder die Entbindung bekannt war. Eine ohne diese 
Kenntnis ergangene Entlassungsverfügung ist zurückzunehmen, wenn dem 
Dienstvorgesetzten die Schwangerschaft oder die Entbindung innerhalb zweier 
Wochen nach der Zustellung mitgeteilt wird; das Überschreiten dieser Frist ist 
unschädlich, wenn es auf einem von der Beamtin oder früheren Beamtin nicht 
zu vertretenden Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. 
 
(2) In besonderen Fällen kann die nach § 19 Abs. 3 Satz 1 zuständige Stelle 
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 eine Entlassung aus-
sprechen, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei dem ein Beamter auf Lebenszeit 
im Wege eines Disziplinarverfahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 
 
(3) Die §§ 22 und 23 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Regelung des Statusrechts 
der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtenstatusgesetz – Be-
amtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das durch Artikel 15 Abs. 16 des 



        12. Juli 2013 

Seite 23 von 29                                                     

Aktuelle Fassungen SächsEltZVO, SächsMuSchuVO, SächsUrlVO Entwurf SächsUrlMuEltVO 

17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes 
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 262) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und § 39 SächsBG bleiben unberührt. 

 

Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 262) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, und § 39 SächsBG, in der jeweils geltenden 
Fassung, bleiben unberührt. 
 

§ 11  
Zuschuss bei Beendigung des Beamtenverhältnisses 

(1) Endet ein Beamtenverhältnis auf Widerruf oder auf Zeit, das zu Beginn der 
Schutzfrist des § 1 Abs. 2 bestanden hat, mit der Ablegung der Prüfung, dem 
endgültigen Nichtbestehen der Prüfung oder dem wiederholten Nichtbestehen 
einer Zwischenprüfung, die Voraussetzung für die Ablegung der Prüfung ist, 
kraft Gesetzes oder Rechtsverordnung oder wegen Zeitablaufs während der 
Schutzfrist des § 1 Abs. 2, so erhält die frühere Beamtin auf Antrag ein beson-
deres Mutterschaftsgeld für diesen Zeitraum, für den ihr bei Fortbestehen des 
Beamtenverhältnisses Dienst- oder Anwärterbezüge nach § 4 während des 
Beschäftigungsverbots des § 1 Abs. 2 zugestanden hätten. Das besondere 
Mutterschaftsgeld beträgt monatlich 260,76 EUR, jedoch nicht mehr als die vor 
Beendigung des Beamtenverhältnisses zustehenden laufenden monatlichen 
Dienst- oder Anwärterbezüge, gemindert um die gesetzlichen Abzüge. 

(2) Das besondere Mutterschaftsgeld nach Absatz 1 wird nicht geleistet, wenn 
und soweit für denselben Zeitraum Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Arbeitsein-
kommen oder Mutterschaftsgeld gezahlt werden. 

 

 

§ 23 
Zuschuss bei Beendigung des Beamtenverhältnisses 

 
(1) Endet ein Beamtenverhältnis auf Widerruf oder auf Zeit, das zu Beginn der 
Schutzfrist des § 15 Abs. 2 bestanden hat, mit der Ablegung der Prüfung, dem 
endgültigen Nichtbestehen der Prüfung oder dem wiederholten Nichtbestehen 
einer Zwischenprüfung, die Voraussetzung für die Ablegung der Prüfung ist, 
kraft Gesetzes oder Rechtsverordnung oder wegen Zeitablaufs während der 
Schutzfrist des § 15 Abs. 2, so erhält die frühere Beamtin auf Antrag ein beson-
deres Mutterschaftsgeld für diesen Zeitraum, für den ihr bei Fortbestehen des 
Beamtenverhältnisses Dienstbezüge nach § 20 während der Beschäftigungs-
verbotes des § 15 Abs. 2 zugestanden hätten. Das besondere Mutterschafts-
geld beträgt monatlich 260,76 EUR, jedoch nicht mehr als die vor Beendigung 
des Beamtenverhältnisses zustehenden laufenden monatlichen Dienstbezüge, 
gemindert um die gesetzlichen Abzüge. 
 
(2) Das besondere Mutterschaftsgeld nach Absatz 1 wird nicht geleistet, wenn 
und soweit für denselben Zeitraum Dienstbezüge, Arbeitseinkommen oder Mut-
terschaftsgeld gezahlt werden. 
 

§ 12  
Einsichtnahme  

Jede Dienststelle hat die Einsichtnahme dieser Verordnung in allgemein zu-
gänglicher Weise zu gewährleisten. 
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§ 13  
Geltung für Richterinnen 

Für Richterinnen gilt diese Verordnung entsprechend. 
 

 

Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über die Elternzeit der Be-
amten und Richter im Freistaat Sachsen (Sächsische Elternzeitverord-

nung – SächsEltZVO) 

§ 1 

(1) Beamte haben nach Maßgabe des § 15 Abs. 1 des Gesetzes zum Eltern-
geld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) vom 
5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), in der jeweils geltenden Fassung, An-
spruch auf Elternzeit ohne Dienst- oder Anwärterbezüge. 

(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres des Kindes. Bei einem angenommenen, in Vollzeitpflege oder in Adopti-
onspflege genommenen Kind besteht der Anspruch bis zu drei Jahren seit der 
Aufnahme bei der berechtigten Person, längstens bis zur Vollendung des ach-
ten Lebensjahres des Kindes. Bei mehreren Kindern besteht der Anspruch auf 
Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume nach Satz 1 über-
schneiden. Ein Anteil der Elternzeit von bis zu zwölf Monaten ist mit Zustim-
mung des Dienstvorgesetzten auf die Zeit bis zur Vollendung des achten Le-
bensjahres des Kindes übertragbar. Die Zustimmung kann nur verweigert wer-
den, wenn dringende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

(3) Die Elternzeit steht beiden Eltern zu; sie können sie, auch anteilig, jeweils 
allein oder gemeinsam nehmen. Insgesamt kann die Elternzeit auf vier Zeitab-
schnitte verteilt werden. Die Elternzeit ist jedoch auf drei Jahre für jedes Kind 
begrenzt. Die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Abs. 1 der Verordnung der 
Sächsischen Staatsregierung über den Mutterschutz für Beamtinnen und Rich-
terinnen im Freistaat Sachsen (Sächsische Mutterschutzverordnung – Sächs-
MuSchuVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 2003 
(SächsGVBl. 2004 S. 6, 68), in der jeweils geltenden Fassung, ist auf die El-
ternzeit anzurechnen. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Adoptiveltern, Adoptiv-

Abschnitt 4 
Elternzeit 

 
§ 24 

Anspruch auf Elternzeit, Teilzeitbeschäftigung 
 

(1) Beamte haben nach Maßgabe des § 15 Abs. 1 und 1a des Gesetzes zum 
Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) 
vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), dass zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. Februar 2013 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, Anspruch auf Elternzeit ohne Dienstbezüge. 
 
(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebens-
jahres des Kindes. Bei einem angenommenen, in Vollzeitpflege oder in Adopti-
onspflege genommenen Kind besteht der Anspruch bis zu drei Jahren seit der 
Aufnahme bei der berechtigten Person, längstens bis zur Vollendung des ach-
ten Lebensjahres des Kindes. Bei mehreren Kindern besteht der Anspruch auf 
Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume nach Satz 1 über-
schneiden. Ein Anteil der Elternzeit von bis zu zwölf Monaten ist mit Zustim-
mung des Dienstvorgesetzten auf die Zeit bis zur Vollendung des achten Le-
bensjahres des Kindes übertragbar. Die Zustimmung kann nur verweigert wer-
den, wenn dringende dienstliche Gründe entgegenstehen. 
 
(3) Die Elternzeit steht beiden Eltern zu; sie können sie, auch anteilig, jeweils 
allein oder gemeinsam nehmen. Die Elternzeit kann auf zwei Zeitabschnitte 
verteilt werden. Eine Verteilung auf mehr als zwei Zeitabschnitte ist mit Zu-
stimmung des Dienstvorgesetzten möglich. Die Elternzeit ist jedoch auf drei 
Jahre für jedes Kind begrenzt. Die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 16 Abs. 1 
ist auf die Elternzeit anzurechnen. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Adoptivel-
tern, Adoptivpflegeeltern und Vollzeitpflegeeltern. 
 
(4) Während der Elternzeit ist einem Beamten auf Antrag eine Teilzeitbeschäfti-
gung bei seinem Dienstherrn bis zu 30 Stunden wöchentlich zu bewilligen, 

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=4990
http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=4990
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pflegeeltern und Vollzeitpflegeeltern. 

(4) Während der Elternzeit ist einem Beamten auf Antrag eine Teilzeitbeschäfti-
gung bei seinem Dienstherrn bis zu 30 Stunden wöchentlich zu bewilligen, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Im Übrigen darf während der 
Elternzeit mit Genehmigung des Dienstvorgesetzten eine Teilzeitbeschäftigung 
in dem nach Satz 1 genannten Umfang auch bei einem anderen Dienstherrn 
oder Arbeitgeber geleistet werden. Die Genehmigung nach Satz 2 kann nur 
innerhalb von vier Wochen aus dienstlichen Gründen versagt werden. Bei der 
Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung von Richtern gilt § 8 Abs. 3 SächsRiG 
entsprechend. 

 

wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Im Übrigen darf während der 
Elternzeit mit Genehmigung des Dienstvorgesetzten eine Teilzeitbeschäftigung 
in dem nach Satz 1 genannten Umfang auch bei einem anderen Dienstherren 
oder Arbeitgeber geleistet werden. Die Genehmigung nach Satz 2 kann nur 
innerhalb von vier Wochen aus dienstlichen Gründen versagt werden. Bei der 
Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung von Richtern gilt § 8 Abs. 3 SächsRiG 
entsprechend. 
 

§ 2 

(1) Die Inanspruchnahme der Elternzeit ist, wenn sie unmittelbar nach der Ge-
burt des Kindes oder nach Ablauf der Mutterschutzfrist (§ 3 Abs. 1 Satz 1 
SächsMuSchuVO) beginnen soll, sechs Wochen, anderenfalls acht Wochen vor 
Beginn schriftlich zu erklären. Dabei ist anzugeben, für welche Zeiträume in-
nerhalb von zwei Jahren die Elternzeit genommen wird. Nimmt die Mutter die 
Elternzeit im Anschluss an die Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutz-
frist nach § 3 Abs. 1 SächsMuSchuVO auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2 
angerechnet. Wird die Elternzeit im Anschluss an einen Erholungsurlaub ge-
nommen, wird die Zeit des Erholungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum nach 
Satz 2 angerechnet. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf 
die Mutterschutzfrist folgenden Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutter-
schutzfrist nach § 3 Abs. 1 SächsMuSchuVO und die Zeit des Erholungsurlaubs 
auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2 angerechnet. 

(2) Kann der Beamte aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund eine sich 
unmittelbar an das Beschäftigungsverbot des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zum 
Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz – MuSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318), das durch 
Artikel 32 des Gesetzes vom 14. November 2003 (BGBl. I S. 2190, 2256) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder an die Mutterschutz-
frist des § 3 Abs. 1 Satz 1 SächsMuSchuVO anschließende Elternzeit nicht 
rechtzeitig beantragen, kann er dies innerhalb einer Woche nach Wegfall des 

§ 25 
Inanspruchnahme, Vorzeitige Beendigung, Verlängerung 

 
(1) Die Inanspruchnahme der Elternzeit ist sieben Wochen vor Beginn schrift-
lich zu erklären. In dringenden Gründen ist ausnahmsweise eine angemessene 
kürzere Frist möglich. Dabei ist anzugeben, für welche Zeiträume innerhalb von 
zwei Jahren die Elternzeit genommen wird. Nimmt die Mutter die Elternzeit im 
Anschluss an die Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 16 
Abs. 1 auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 3 angerechnet. Wird die Eltern-
zeit im Anschluss an einen Erholungsurlaub genommen, wird die Zeit des Erho-
lungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 3 angerechnet. Der 
Dienstvorgesetzte bestätigt die Verteilung der Elternzeit schriftlich. Nimmt die 
Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf die Mutterschutzfrist folgenden 
Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 16 Abs. 1 und die 
Zeit des Erholungsurlaubes auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 3 angerech-
net. 
 
(2) Kann der Beamte aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund eine sich 
unmittelbar an das Beschäftigungsverbot des § 6 Abs. 1 MuSchG oder an die 
Mutterschutzfrist anschließende Elternzeit nicht rechtzeitig beantragen, kann er 
dies innerhalb einer Woche nach Wegfall des Grundes nachholen. 
 
(3) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rahmen des § 24 Abs. 2 ver-
längert werden, wenn der Dienstvorgesetzte zustimmt. Die vorzeitige Beendi-

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2334
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Grundes nachholen. 

(3) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rahmen des § 1 Abs. 2 ver-
längert werden, wenn der Dienstvorgesetzte zustimmt. Die vorzeitige Beendi-
gung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder wegen eines besonderen 
Härtefalles (§ 5 Abs. 1 Satz 3 BEEG) kann nur innerhalb von vier Wochen nach 
Antragstellung aus dringenden dienstlichen Gründen abgelehnt werden. Eine 
vorzeitige Beendigung der Elternzeit zum Zwecke der Inanspruchnahme der 
Mutterschutzfristen nach § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 SächsMuSchuVO ist nicht 
zulässig. Eine Verlängerung kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener 
Wechsel in der Anspruchsberechtigung aus einem wichtigen Grund nicht erfol-
gen kann. 

(4) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese spätestens drei Wochen 
nach dem Tode des Kindes. 

(5) Eine Änderung in der Anspruchsberechtigung hat der Beamte dem Dienst-
vorgesetzten unverzüglich mitzuteilen 

 

gung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder wegen eines besonderen 
Härtefalles (§ 16 Abs. 3 Satz 2 BEEG) kann nur innerhalb von vier Wochen 
nach Antragstellung aus dringenden dienstlichen Gründen abgelehnt werden. 
Die Elternzeit kann zur Inanspruchnahme der Schutzfristen nach § 15 Abs. 2 
und § 16 Abs. 1 auch ohne Zustimmung des Dienstvorgesetzten vorzeitig be-
endet werden; in diesen Fällen soll der Beamte dem Dienstvorgesetzten die 
Beendigung der Elternzeit rechtzeitig mitteilen. Eine Verlängerung der Elternzeit 
kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener Wechsel in der Anspruchsbe-
rechtigung aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann. 
 
(4) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese spätestens drei Wochen 
nach dem Tode des Kindes. 
 
(5) Eine Änderung in der Anspruchsberechtigung hat der Beamte dem Dienst-
vorgesetzten unverzüglich mitzuteilen. 
 

§ 4 

(1) Während der Elternzeit darf die Entlassung eines Beamten auf Probe oder 
auf Widerruf gegen seinen Willen nicht ausgesprochen werden. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann abweichend von Absatz 1 die Entlassung 
eines Beamten auf Probe oder auf Widerruf aussprechen, wenn ein Sachver-
halt vorliegt, bei dem ein Beamter auf Lebenszeit im Wege eines Disziplinarver-
fahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 

(3) Die §§ 22 und 23 des Gesetzes zur Regelung des Statusrechts der Beam-
tinnen und Beamten in den Ländern (Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) vom 
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes 
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 262) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und die §§ 39 und 140 SächsBG bleiben unberührt. 

§ 26 
Entlassung während Elternzeit 

 
(1) Während der Elternzeit darf die Entlassung eines Beamten auf Probe oder 
auf Widerruf gegen seinen Willen nicht ausgesprochen werden. 
 
(2) Die oberste Dienstbehörde kann abweichend von Absatz 1 die Entlassung 
eines Beamten auf Probe oder auf Widerruf aussprechen, wenn ein Sachver-
halt vorliegt, bei dem ein Beamter auf Lebenszeit im Wege eines Disziplinarver-
fahrens aus dem Dienst zu entfernen wäre. 
 
(3) Die §§ 22 und 23 Abs. 1 und 2 BeamtStG und die §§ 39 und 140 SächsBG, 
in der jeweils geltenden Fassung, bleiben unberührt. 
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§ 5 

(1) Dem Beamten wird während der Elternzeit Krankenfürsorge in Form des 
prozentualen Krankheitskostenersatzes entsprechend den Beihilfevorschriften 
gewährt, sofern diese nicht bereits aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung unmit-
telbar gewährt wird. Satz 1 gilt für den Anspruch auf Heilfürsorge der Polizeibe-
amten, Beamten des Landesamtes für Verfassungsschutz nach 
§ 153 SächsBG, Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr und den anderen 
Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes entsprechend. 

(2) Dem Beamten werden für die Dauer der Elternzeit die Beiträge für seine 
Kranken- und Pflegeversicherung bis zu 31 EUR für den vollen Monat erstattet, 
wenn seine Dienstbezüge oder Anwärterbezüge, ohne die mit Rücksicht auf 
den Familienstand gewährten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädigung 
sowie ohne Auslandsdienstbezüge nach § 52 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. August 2002 
(BGBl. I S. 3020), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. September 2005 (BGBl. I S. 2809) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, vor Beginn der Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht überschritten haben oder über-
schritten hätten. 

(3) Auf Antrag werden die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung 
des Beamten bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 8 und des Anwärters, 
soweit sie jeweils auf einen auf den Beihilfebemessungssatz abgestimmten 
Prozenttarif entfallen, einschließlich etwaiger darin enthaltener Altersrückstel-
lungen, über die Erstattung nach Absatz 2 hinaus in voller Höhe erstattet. Für 
diejenigen Monate einer Elternzeit, in denen das Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz die Zahlung von Elterngeld generell nicht vorsieht, wird die Bei-
tragserstattung nach Satz 1 weitergezahlt, solange der Beamte nicht oder mit 
weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt ist. Bei ange-
nommenen oder mit dem Ziel der Annahme aufgenommenen Kindern gelten 
die Sätze 1 und 2 entsprechend. Der Anspruch entsteht in diesem Fall im Mo-
nat der Aufnahme. 

(4) Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für Kinder werden nach Maßga-

§ 27 
Heilfürsorge, Erstattung von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen 

 
(1) Polizeibeamten, Beamten des Landesamtes für Verfassungsschutz nach § 
153 SächsBG, Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr und anderen Be-
amten des feuertechnischen Dienstes wird während der Elternzeit Heilfürsorge 
entsprechend den Heilfürsorgevorschriften gewährt, sofern diese nicht bereits 
aufgrund einer Teilzeitbeschäftigung unmittelbar gewährt wird. 
 
(2) Dem Beamten werden für die Dauer der Elternzeit die Beiträge für seine 
Kranken- und Pflegeversicherung bis zu 31 EUR für den vollen Monat erstattet, 
wenn seine Dienstbezüge, ohne die mit Rücksicht auf den Familienstand ge-
währten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädigung sowie ohne Auslands-
dienstbezüge nach § 52 Abs. 1 BBesG in der am 31. Oktober 2007 geltenden 
Fassung, vor Beginn der Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nicht überschritten haben oder überschritten 
hätten. 
 
(3) Auf Antrag werden die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung 
des Beamten bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 8, soweit sie jeweils 
auf einen auf den Beihilfebemessungssatz abgestimmten Prozenttarif entfallen, 
einschließlich etwaiger darin enthaltener Altersrückstellungen, über die Erstat-
tung nach Absatz 2 hinaus in voller Höhe erstattet. Für diejenigen Monate einer 
Elternzeit, in denen das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz die Zahlung 
von Elterngeld generell nicht vorsieht, wird die Beitragserstattung nach Satz 1 
weitergezahlt, solange der Beamte nicht oder mit weniger als der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt ist. Bei angenommenen oder mit dem Ziel 
der Annahme aufgenommenen Kindern gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. 
Der Anspruch entsteht in diesem Fall im Monat der Aufnahme. 
 
(4) Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für Kinder werden nach Maßga-
be der Absätze 2 und 3 erstattet, wenn die Kinder im Familienzuschlag des 
Beamten berücksichtigungsfähig sind. Die Beiträge für ein Kind werden nicht 
erstattet, solange für dieses Kind eine Person, die im öffentlichen Dienst be-
schäftigt ist, einen Familienzuschlag oder eine entsprechende familienbezoge-
ne Leistung erhält. § 40 Abs. 5 und 6 BBesG in der am 31. Oktober 2007 gel-
tenden Fassung gilt entsprechend. 

http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=2808
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be der Absätze 2 und 3 erstattet, wenn die Kinder im Familienzuschlag des 
Beamten berücksichtigungsfähig sind. Die Beiträge für ein Kind werden nicht 
erstattet, solange für dieses Kind eine Person, die im öffentlichen Dienst be-
schäftigt ist, einen Familienzuschlag oder eine entsprechende familienbezoge-
ne Leistung erhält. § 40 Abs. 5 und 6 des Bundesbesoldungsgesetzes gilt ent-
sprechend. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für die auf Beamte entfallenden Beiträge für eine 
freiwillige gesetzliche Krankenversicherung entsprechend. 

(6) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung auf Beamte, die Anspruch auf 
Leistungen nach Absatz 1 Satz 2 haben. Für die Erstattung von Beiträgen für 
die Kranken- und Pflegeversicherung der Kinder heilfürsorgeberechtigter Beam-
ter gilt Absatz 4 entsprechend. 

(7) Besteht der Anspruch auf Beitragserstattung nicht für einen vollen Kalen-
dermonat, so wird nur der Teil der Beitragserstattung gezahlt, der auf den An-
spruchszeitraum entfällt. Eine Beitragserstattung erfolgt nicht, solange eine 
Teilzeitbeschäftigung nach § 1 Abs. 4 mit mindestens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit ausgeübt wird. Nehmen die Eltern gemeinsam Elternzeit, steht 
die Beitragserstattung nur dem Elternteil zu, bei dem das Kind im Familienzu-
schlag berücksichtigt wird oder berücksichtigt werden soll. 

 

 
(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für die auf Beamte entfallenden Beiträge für eine 
freiwillige gesetzliche Krankenversicherung entsprechend. 
 
(6) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung auf Beamte, die Anspruch auf 
Leistungen nach Absatz 1 haben. Für die Erstattung von Beiträgen für die 
Kranken- und Pflegeversicherung der Kinder heilfürsorgeberechtigter Beamter 
gilt Absatz 4 entsprechend. 
 
(7) Besteht der Anspruch auf Beitragserstattung nicht für einen vollen Kalen-
dermonat, so wird nur der Teil der Beitragserstattung gezahlt, der auf den An-
spruchszeitraum entfällt. Eine Beitragserstattung erfolgt nicht, solange eine 
Teilzeitbeschäftigung nach § 24 Abs. 4 mit mindestens der Hälfte der regelmä-
ßigen Arbeitszeit ausgeübt wird. Nehmen die Eltern gemeinsam Elternzeit, 
steht die Beitragserstattung nur dem Elternteil zu, bei dem das Kind im Famili-
enzuschlag berücksichtigt wird oder berücksichtigt werden soll. 
 

§ 6 

Diese Verordnung gilt für Richter des Freistaates Sachsen entsprechend. 

 

 

§ 6a 

Für die vor dem 1. Januar 2007 geborenen Kinder oder die vor diesem Zeit-
punkt mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kinder ist diese Verordnung 
in der am 31. Dezember 2006 geltenden Fassung anzuwenden. 

 

Abschnitt 5 
Schlussbestimmung 

 
§ 28 

Übergangsregelungen 
 

Für bereits erklärte Elternzeit und für bereits in Anspruch genommene, laufende 
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Elternzeit ist die Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über die Eltern-
zeit der Beamten und Richter im Freistaat Sachsen (Sächsische Elternzeitver-
ordnung) in der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung anzuwenden. 
 

 


